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Sollte bei einem Unterneh-
men im Gesundheitswesen,
etwa einem Krankenhaus,

bereits Zahlungsunfähigkeit ein-
getreten sein, bleibt letztlich nur
der Antrag das Insolvenzverfahren
zu eröffnen. In diesem Fall würde
das jeweils zuständige Insolvenz-
gericht einen vorläufigen Insol-
venzverwalter bestellen. Während
des vorläufigen Insolvenzantrags-
verfahrens wird das Unternehmen
in der Regel vom bisherigen Inha-
ber unter Zustimmungsvorbehalt
des vorläufigen Insolvenzverwal-
ters weitergeführt. Mit Eröffnung
des Insolvenzverfahrens geht die
Verfügungs- und Verwaltungsbe-
fugnis auf den Insolvenzverwalter
über. Damit ist der Insolvenzver-
walter in Abstimmung mit der
Gläubigerversammlung allein ver-
antwortlich für den weiteren Ver-
fahrensablauf, ob es zu einer über-
tragenden Sanierung oder aber im
schlimmsten Falle zu einer Zer-
schlagung kommt.

Frühzeitig kann, wenn sich eine
drohende Zahlungsunfähigkeit
abzeichnet, die Geschäftsleitung

Frühe Wege aus der Krise
Zum Schutzschirmverfahren für Krankenhäuser

Viele Unternehmen im Gesundheitswesen ge-
raten aus unterschiedlichsten Gründen, nicht
zuletzt aufgrund aktueller Entwicklungen, in
eine wirtschaftliche Schieflage. Aufgabe der
jeweiligen Geschäftsleitungen ist es, den Weg
aus der Krise zu finden. Entscheidend bei
diesem Vorhaben ist unter anderem das Be-
wusstsein, dass auch ein Unternehmen des
Gesundheitswesens ein Wirtschaftsunterneh-
men ist. Dabei muss der Weg aus der Krise
nicht zwangsläufig in einer Zerschlagung im
Rahmen eines Insolvenzverfahrens enden,
vielmehr bietet das insolvenzrechtliche Instru-
mentarium eine Bandbreite von Möglichkei-
ten zur Sanierung, zum Beispiel zur Übertra-
gung auf einen anderen Rechtsträger oder
aber bei frühzeitigem Aktivwerden die Eigen-
verwaltung des bisherigen Rechtsträgers im
Rahmen eines Insolvenzplanes mit dem Ziel
der Sanierung.

regelnd eingreifen. Bei einer dro-
henden Zahlungsunfähigkeit be-
steht noch keine Insolvenzant-
ragspflicht, sondern ein Insolven-
zantragsrecht. In dieser Phase hat
die Geschäftsleitung die Möglich-
keit, nochmals die Ursachen der
Krise zu analysieren und hierauf
proaktiv zu reagieren. Es empfiehlt
sich, einen in Insolvenz- und Sa-
nierungsangelegenheiten erfahre-
ne Berater sowie flankierend einen
Arbeitsrechtler hinzuzuziehen.
Bereits in dieser Phase kann ein
sogenannter Sanierungsplan erar-
beitet werden. Führen das Sanie-
rungskonzept und die damit ver-
bundenen Maßnahmen zu einer
wirtschaftlichen „Gesundung“ ist
ein Insolvenzantrag nicht erfor-
derlich.

Führen die Maßnahmen nicht zu
einer nachhaltigen Sanierung, ist
zu prüfen, ob und wann ein Insol-
venzantrag gestellt wird. In die-
sem Zusammenhang muss auch
geprüft werden, ob aufgrund der
Rechtspersönlichkeit des Rechts-
trägers ein Gesellschafterbe-
schluss für solch eine Maßnahme

vorliegen muss oder nicht. Gege-
benenfalls ist eine Gesellschafter-
versammlung kurzfristig einzube-
rufen.
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Schutzschirmverfahren
Stellt sich bei dieser Konstellation
bei Ausarbeitung des Sanierungs-
konzeptes heraus, dass die Sanie-
rung offensichtlich nicht aus-
sichtslos ist, bietet sich das soge-
nannte Schutzschirmverfahren ge-
mäß § 270 b Insolvenzordnung (In-
SO) an.

Das Schutzschirmverfahren wird
eingeleitet durch einen Insolven-
zeröffnungsantrag des Schuldners
verbunden mit einem Antrag auf
Eigenverwaltung gemäß § 270 a In-
sO. Ferner ist ein Antrag auf ge-
richtliche Bestimmung der Frist
zur Vorlage eines Insolvenzplanes
zu stellen. Der Schuldner kann

weiter beantragen, dass ein be-
stimmter Sachwalter seitens des
Gerichtes bestellt wird. Insoweit
kann darauf Einfluss genommen
werden, dass ein Sachwalter be-
stimmt wird, der den jeweiligen
Besonderheiten eines im Gesund-
heitsbereich tätigen Unterneh-
mens kundig ist. Der Schuldner

kann auch beantragen ihn zu er-
mächtigen, Masseverbindlichkei-
ten zulasten der späteren Insol-
venzmasse unter Vorbehalt der Zu-
stimmung des vorläufigen Sach-
walters zu begründen. Diese Maß-
nahme führt im Schutzschirmver-
fahren zu weiterer – notwendiger –
Liquidität des Unternehmens.

Wird bereits die Zwangsvollstre-
ckung von Gläubigern des Unter-
nehmens betrieben, kann die vor-
läufige Einstellung der Zwangs-
vollstreckungsmaßnahme beim
zuständigen Insolvenzgericht be-
antragt werden. Auch dieses führt
zu einer Verbesserung der Liquidi-
tät.

Es sollte auch die Bestellung eines
vorläufigen Gläubigerausschusses
beantragt werden. Unabhängig
von den vom Gesetz erforderlichen
Kriterien wird mit dem vorläufigen
Gläubigerausschuss auch um die
Unterstützung der Gläubiger ge-
worben, welche maßgeblich für
den weiteren Sanierungsprozess
sind.

Mit dem Antrag ist auch eine Be-
scheinigung vorzulegen, aus der
ersichtlich wird, dass die drohen-
de Zahlungsunfähigkeit vorliegt
und die Sanierung nicht offen-
sichtlich aussichtslos ist. Hier ist
darauf hinzuweisen, dass Sach-
walter und Bescheiniger nicht per-
sonenidentisch sein dürfen. Es gilt
das Vieraugenprinzip.

Während des Schutzschirmverfah-
rens bleibt die Verwaltungs- und
Verfügungsbefugnis bei dem Un-
ternehmen. Die Geschäftsleitung
agiert in Abstimmung mit dem vor-
läufigen Sachwalter, der vom In-
solvenzgericht auch als Gutachter
bestellt wird. Die Geschäftsleitung
bestimmt weiterhin das operative
Geschäft. Ein Kontrollverlust tritt
nicht ein. Während dieser Phase
kann der Geschäftsbetrieb auf-
rechterhalten bleiben. Wichtig –
auch für die Mitarbeiter – ist, dass
die Regelungen des Insolvenzgel-
des Anwendung finden. Dies führt
innerhalb des Unternehmens
ebenfalls zu einer weiteren Steige-
rung der Liquidität. Letztlich bie-
ten diese Möglichkeiten die Chan-
ce der Betriebsfortführung und
Planung weiterer Maßnahmen,

wie auch Kontaktaufnahmen zu
potentiellen Investoren bei einem
„lebenden“ Geschäftsbetrieb.

Innerhalb der vom Gericht gesetz-
ten Frist ist der Insolvenzplan vor-
zulegen. Geschieht dies nicht, ist
das Sanierungsverfahren geschei-
tert. Weitere Gründe zur Aufhe-
bung des Schutzschirmverfahrens
liegen vor, wenn die Sanierung
aussichtslos geworden ist, der vor-
läufige Gläubigerausschuss die
Aufhebung beantragt oder ein ab-
sonderungsberechtigter Gläubiger
oder ein Insolvenzgläubiger die
Aufhebung beantragt und Um-
stände bekannt werden, die erwar-
ten lassen, dass die Anordnung
zum Nachteil für die Gläubiger
führen wird. Dieser Antrag ist aber
nur zulässig, wenn kein vorläufi-
ger Gläubigerausschuss bestellt ist
und die Umstände vom Antragstel-
ler glaubhaft gemacht werden.

Das Gericht eröffnet das Insolvenz-
verfahren durch Beschluss. Bei
Vorliegen der Voraussetzungen
ordnet das Gericht die Eigenver-
waltung nach § 270 InsO an. Dies
bedeutet – wie voran skizziert –
dass die Verwaltungs- und Verfü-
gungsbefugnis bei der Geschäfts-
leitung verbleibt. Das Gericht be-
stimmt einen Termin zur Gläubi-
gerversammlung, den Berichtster-
min, auf dem die Geschäftsleitung
über die wirtschaftliche Lage des
Unternehmens und über die Ursa-
chen der Insolvenz berichtet. Fer-
ner ist ein Verzeichnis der Masse-
gegenstände, Gläubigerverzeich-
nis und eine Vermögensübersicht
vorzulegen. Die Geschäftsleitung
hat auch zu berichten, ob das Un-
ternehmen fortgeführt werden
kann und welche Möglichkeiten
für einen Insolvenzplan bestehen.
Der Sachwalter nimmt hierzu Stel-
lung.

Die Gläubigerversammlung be-
schließt auf Grundlage der vorge-
legten Berichte über das weitere
Schicksal des Unternehmens. Die
Gläubigerversammlung beschließt
insoweit, ob das Unternehmen
stillgelegt oder aber fortgeführt
wird. Wird ein Insolvenzplan vor-
gelegt, stimmen die Gläubiger in
einem vom Gericht anberaumten
Abstimmungstermin über den In-
solvenzplan ab. Die Abstimmung
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erfolgt nach Gläubigergruppen.
Die Gruppenbildung richtet sich
nach den gesetzlichen Vorgaben.
Der Insolvenzplan ist angenom-
men, wenn eine Gruppenmehrheit
sich für den Insolvenzplan aus-
spricht. Mit der rechtskräftigen
Bestätigung des Insolvenzplanes
wird das Insolvenzverfahren durch
Beschluss des Insolvenzgerichtes
aufgehoben. Wird der Insolvenz-
plan nicht angenommen, wird das
Insolvenzverfahren durchgeführt.

Arbeitsrecht
Die mit dem Insolvenzplan ver-
bundenen Optimierungen der in-
nerbetrieblichen Organisation ge-
hen einher mit einer arbeitsrecht-
lichen Komponente. Im Idealfall
werden solche Maßnahmen ge-
meinsam mit den Mitarbeiterver-
tretungen (entsprechend der MA-
VO oder MVG.EKD) oder Betriebs-
räten abgestimmt. In dieser Pha-
se könnten sodann gemeinsam
Dienstvereinbarungen oder aber
Sozialpläne ausgearbeitet und ab-
gestimmt werden. In diesem Zu-
sammenhang sei auf die Möglich-
keit des § 1 V Kündigungsschutzge-
setz (KschG), wie auch die Mög-
lichkeit der Bildung von subven-
tionierten Transfergesellschaften
– insbesondere interessant für ren-
tennahe Jahrgänge – hinzuweisen.
Nach Eröffnung des Insolvenzver-
fahrens bestehen die verkürzten
Kündigungsfristen gemäß § 113 In-
sO.

Fortführungsprognose
Ein wesentlicher Inhalt des Sanie-
rungskonzeptes kann als „Fortfüh-
rungsprognose“ bezeichnet wer-
den. Sie berücksichtigt natürlich
die klassischen sanierungsrele-
vanten Themen, so zum Beispiel:
Ökonomische Analyse, die Analy-
se der medizinischen Leistungen
(Art, Menge), die Weiterentwick-
lung des medizinischen Leistungs-
konzepts, die strategische Pla-
nung, bestimmte operative Hand-
lungsfelder (zum Beispiel Einwei-
serbeziehungsmanagement) sowie
das Personal-, Leistungs- und Fi-
nanzmanagement inklusive der
Beziehungen zu möglichen Kredit-
gebern („Creditor Relations“).

In der Vergangenheit wurde hier-
bei die Frage der „Qualitätsfähig-
keit“ eines Krankenhauses nicht in

dem Maße berücksichtigt, wie man
in Anbetracht der Bedeutung der
medizinischen Leistungsprozesse
für den (Fort-) Bestand eines Kran-
kenhauses hätte erwarten können.
Es ist nachvollziehbar, dass eine
Sanierung von den handelnden
Akteuren bisher in erster Linie als
ein ökonomisches Thema betrach-
tet und folglich auch so bearbeitet
wurde. In Anbetracht der jetzt in-
tensiven Fokussierung der gesetz-
lichen und verordnungsrechtli-
chen Rahmenbedingungen auf das
Qualitäts- und Risikomanagement
wird diese Herangehensweise
nicht mehr ausreichen.

Die Fortführungsprognose muss
zukünftig alle relevanten Anforde-
rungen berücksichtigen, die an
das Krankenhaus gestellt werden.
Hierzu gehören in jedem Fall die
Vorgaben des G-BA zu den Maß-
nahmen der Qualitätssicherung

und des Risikomanagements, die
Mindestmengenregelungen und
die spezifischen QS-Richtlinien,
wie beispielsweise die QS-Richtli-
nie zum Bauchaortenaneurysma
oder zur Versorgung Früh- und
Reifgeborener.

Die Ergebnisse der einrichtungs-
übergreifenden stationären Quali-
tätssicherung (EQS) geben einen
guten Überblick über die Prozess-
und Ergebnisqualität verschiede-
ner medizinischer Leistungsberei-
che und sind daher ebenfalls in die
Prognose einzubeziehen. Dies gilt
insbesondere unter Berücksichti-
gung des Auftrages an das Institut
für Qualitätssicherung und Trans-
parenz im Gesundheitswesen (IQ-
TIG), zukünftig die Ergebnisse der
Qualitätssicherungsmaßnahmen
in geeigneter Weise und in einer
für die Allgemeinheit verständli-
chen Form zu veröffentlichen (§
137 a Abs. 3 Nr. 4 SGB V). Diese öf-
fentliche Berichterstattung zur Be-

„In der Vergangenheit wurde hierbei die Frage
der „Qualitätsfähigkeit“ eines Krankenhauses nicht
in dem Maße berücksichtigt, wie man in Anbetracht

der Bedeutung der medizinischen Leistungsprozesse
für den (Fort-) Bestand eines Krankenhauses

hätte erwarten können.“

einflussung der Nachfrager (Pati-
enten, Einweiser) ist ein wesentli-
ches Element der zukünftigen Re-
gulationsmechanismen. Somit ist
die Frage nach den Ergebnissen
der Qualitätsmessungen und den
möglichen Gründen für gegebe-
nenfalls vorliegende Abweichun-
gen sowie der Maßnahmen zur Ver-
besserung zwingend zu stellen.

Nicht nur die kurzfristige Progno-
se, sondern auch – und gerade –
die langfristige Prognose der Fort-
führungs- und Entwicklungsmög-
lichkeiten eines Krankenhauses
wird durch die aktuellen Entwick-
lungen bestimmt. Mit dem Para-
digmenwechsel von einer Bedarfs-
planung hin zu einer Versorgungs-
planung ist auch verbunden, dass
der G-BA zukünftig auch Qualitäts-
indikatoren zur Struktur-, Prozess-
und Ergebnisqualität beschließt,
die als Grundlage für qualitätsori-

entierte Entscheidungen der Kran-
kenhausplanung geeignet sind
und nach § 6 Abs. 1 a des KHG Be-
standteil des Krankenhausplans
werden (§ 136 c Abs 1 SGB V). Dies
ist die Grundlage für das zweite
Element der neuen Regulations-
mechanismen, nämlich die Beein-
flussung des Angebotes durch
Sanktionen.

Es gilt, dass Krankenhäuser, die
bei den für sie maßgeblichen pla-
nungsrelevanten Qualitätsindika-
toren oder den im jeweiligen Lan-
desrecht vorgesehenen Qualitäts-
vorgaben nicht nur vorübergehend
eine in einem erheblichen Maß un-
zureichende Qualität aufweisen,
ganz oder teilweise nicht in den
Krankenhausplan aufgenommen
werden dürfen (§ 8 Abs. 1 a KHG).
Liegt dieser Tatbestand vor oder
wurden für höchstens drei aufei-
nanderfolgende Jahre Qualitäts-
abschläge nach § 5 Absatz 3a
KHEntgG erhoben, so ist ein Kran-
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kenhaus durch Aufhebung des
Feststellungsbescheides ganz oder
teilweise aus dem Krankenhaus-
plan herauszunehmen (§ 8 Abs. 1 b
KHG). Zur Bewertung der Qualität
sind in beiden Konstellationen
auch die Ergebnisse der EQS nach
§ 136 c Abs. 2 Satz 1 SGB V zu be-
rücksichtigen.

Schon seit Jahren versuchen die
Ministerien für Arbeit, Gesundheit
und Soziales der Länder den Ver-

sorgungsauftrag von Krankenhäu-
sern zu bestimmen. Dies geschieht
entweder über die oben erwähnten
Richtlinien des G-BA beziehungs-
weise die Leitlinien der medizini-
schen Fachgesellschaften. So führt
beispielsweise der Krankenhaus-
plan NRW 2015 zum Versorgungs-
auftrag für die Gefäßchirurgie
zwölf Leitlinien auf und führt wie
folgt aus:

„Die Leistungsfähigkeit eines
Krankenhauses ist grundsätzlich
dann gegeben, wenn das Leis-
tungsangebot die Anforderungen
erfüllt, die nach dem Stand der Er-
kenntnisse der medizinischen Wis-
senschaft und dem Auftrag aus
dem Feststellungsbescheid an ein
Krankenhaus dieser Art zu stellen
sind. Hier bieten die Leitlinien der
wissenschaftlichen medizinischen
Fachgesellschaften Anhaltspunk-
te, soweit diese Ausführungen und
Empfehlungen den Zielen des
Krankenhausplanes dienen. Die
dazu notwendigen medizinischen
und pflegerischen Angebote sind
in ausreichender Qualität und
Quantität vorzuhalten.“

Die Bedeutung der Leitlinien für
den Versorgungsauftrag wird
durch die weiteren Ausführungen
hervorgehoben: „Soweit eine Ent-
scheidung erforderlich ist, wel-
chem von zwei oder mehreren be-
nachbarten Krankenhäusern ein
Versorgungsauftrag zuzurechnen

ist können die in diesem Plan zi-
tierten Leitlinien Anhaltspunkte
für eine Auswahlentscheidung
bieten.“

In den Ausführungen zum Versor-
gungsauftrag Kardiologie wird im
Krankenhausplan NRW 2015 dann
auch auf einen Messwert der EQS
Bezug genommen, hier schließt
sich also konsequent der Kreis aus
Qualitätsvorgabe und Qualitäts-
messung: „Bei einem großen An-

„Das aufgezeigte Schutzschirmverfahren bietet
die Möglichkeit, bei dem frühzeitigen Erkennen
einer Krise und der Einleitung von geeigneten
Maßnahmen das Unternehmen zu sanieren,

zu erhalten und weiterhin am Markt tätig zu sein, […]“.

teil der akuten Herzinfarkte hän-
gen Überleben oder das Resultie-
ren bleibender Schäden von der
Zeitspanne zwischen dem Ereignis
selbst und einer gezielten Inter-
vention ab, die im Linksherzkathe-
termessplatz (LHKM) -Labor er-
folgt.“ Die hier gemeinte „Tür zu
Ballon Zeit“ wird bei der EQS be-
reits seit dem Verfahrensjahr 2014
zu den Koronarinterventionen er-
hoben. Allen kardiologischen Kli-
niken muss an dieser Stelle emp-
fohlen werden, sich mit den dies-
bezüglichen Ergebnissen schon
heute auseinanderzusetzen und
nicht darauf zu warten, bis sie bei
der öffentlichen Berichterstattung
des IQTIG auftauchen.

Zusätzlich zu den hier aufgeführ-
ten Punkten sollten auch die mög-
lichen Konsequenzen aus sich in
Planung befindlichen neuen QS-
Verfahren berücksichtigt werden,
dazu soll insbesondere auf das QS-
Verfahren zur Vermeidung post-
operativer Wundinfektionen hin-
gewiesen werden (nähere Informa-
tionen dazu sind auf der Webseite
des IQTIG zu finden).

Abgerundet wird die Fortfüh-
rungsprognose durch eine Analyse
der strukturellen und personellen
Qualifikationen für ein (zukünfti-
ges) systematisches klinisches
Qualitäts- und Risikomonitoring
in der betroffenen Einrichtung,
dessen Ergebnisse zukünftig even-

tuell auch eine größere Rolle bei
Bonitätsprüfungen spielen kön-
nen.

Schon die hier nur auszugsweise
dargestellten Aspekte zeigen die
Komplexität einer Fortführungs-
prognose und somit eines Sanie-
rungskonzeptes, wenn die medizi-
nischen Leistungsprozesse als
Kern eines Krankenhauses beur-
teilt und auch Empfehlungen zur
Verbesserung formuliert werden
sollen. Auch hierzu ist die Hinzu-
ziehung eines erfahrenen Beraters
zu empfehlen.

Fazit
Das aufgezeigte Schutzschirmver-
fahren bietet die Möglichkeit, bei
dem frühzeitigen Erkennen einer
Krise und der Einleitung von geeig-
neten Maßnahmen das Unterneh-
men zu sanieren, zu erhalten und
weiterhin am Markt tätig zu sein,
ohne das erforderliche Vertrauen
von Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern, wie auch Gläubigern, aufs
Spiel zu setzen. Dies gilt insbeson-
dere dann, wenn dabei die medizi-
nische Leistungserbringung und
die neuen Rahmenbedingungen
zum Thema Qualität angemessen
berücksichtigt werden. $
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